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Wer nicht zuhört,
erntet Gleichgültigkeit

Sie ist zurück. Nach Jahren der
Apathie und des Stillstands ist
sie endlich wieder laut gewor-
den: die Jugend. In Deutschland
proben die Jusos unter Kevin

Kühnert den Aufstand gegen die Groko.
In den USA gehen Schüler und Studen-
ten für Gesetzesänderungen wieder auf
die Straßen. Die politische Führungs-
riege in Washington will davon nichts
wissen. Und das, obwohl sie sich seit
Jahren über Nachwuchsprobleme und
mangelnden Enthusiasmus der jungen
Generation beschwert. Das ist gefähr-
lich. Wer der Jugend nicht zuhört,
provoziert Gleichgültigkeit. Es ist Zeit,
die nächste Generation gestalten zu
lassen. Nicht nur in den USA.

Viele Jahre galten Jugendliche als
gleichgültig und unmotiviert. Sie
wurden geboren, als die Teilung der
Welt in Ost und West Geschichte war.
Sie wuchsen mit Handys und dem
Internet auf; ohne Mauern, mit Demo-
kratie und Freiheit. Werte und Ziele, für
die vorherige Generationen hart
gekämpft hatten. Doch damit kam der
Stillstand: Parteien fehlte der Nach-
wuchs, der politische Diskurs unter
Jugendlichen blieb zurückhaltend. Ihre
Interessen und privaten Prioritäten?
Spaß haben und sich verwirklichen.
Demonstrationszüge gegen geringe
Renten oder für höhere Löhne? Nicht in
ihrem Interesse.

„Politikverdrossenheit, Desinteresse,
Egoismus“, schimpfte die Elterngenera-
tion. Nun sind es genau diese Kritiker,
die der Jugend die Zukunft verbauen.
Denn das gewohnte Umfeld der
Jugendlichen zerbricht: durch den

Brexit, die Wahl von US-Präsident
Donald Trump, ein aufblühendes,
rechtes politisches Spektrum, in dem die
Waffen traditionell locker sitzen. Dies
führte zu Tragödien wie dem Schulmas-
saker in Florida, das jetzt die Jugend in
den USA auf die Straßen treibt: Die
18-jährige Emma Gonzalez spricht mit
zitternder Stimme, weil es andere nicht
mehr können. Weil ein Schütze es leicht
hatte, in ihrer Schule ein Blutbad
anzurichten. Die Schülerin ist wütend.
Auf die Regierung, auf die Tatenlosig-
keit der Älteren.

Die angeklagten Generationen
reagieren mit Bevormundung: Die
protestierenden Schüler seien zu jung,

um die komplizierten Waffengesetze zu
verstehen, sagt ein Senator. Die Alten
haben verlernt, die Jugend zu verste-
hen. Die Regulierung von Waffenkäufen
bedeutet den Schülern mehr als das
althergebrachte Grundrecht, eine solche
zu tragen und sich damit zu verteidigen.
Das würde grundlegende Veränderun-
gen im amerikanischen Selbstverständ-
nis bedeuten. Davor fürchten sich die
Alten. Es zeigt sich nicht nur in der
Diskussion über Waffengesetze:
Während jene, die gerade erst wählen
dürfen, in der Digitalisierung und in
technischen Innovationen eine Verbes-
serung der Lebensqualität sehen,
reagieren die Älteren mit Vorbehalten.
Fortschritt? Fehlanzeige.

Wie gefährlich die Distanz zwischen
amerikanischen Parteien und der

Jugend ist, zeigt sich am Wahlverhal-
ten: Unter den 18- bis 24-Jährigen war
2016 die Beteiligung am geringsten.
Trump war für die Jugend unwählbar,
Clinton das geringere Übel. Gleichgül-
tigkeit ist der Jugend trotzdem nicht
vorzuwerfen. Bei den landesweiten
Protesten skandierten vor allem Schüler
und Studenten „Not my President“. Sie
waren laut, gut vernetzt und perfekt
organisiert. Sowohl Demokraten als
auch Republikaner haben versäumt,
den Nachwuchs mitzunehmen. Fatal!

In Deutschland ist das nicht anders:
Politische Karrieren beginnen erst mit
Anfang 40, junge Parteiaktivisten
werden als unerfahren abgestempelt,
ihre Positionen als wütendes Geschrei
oder jugendlicher Leichtsinn diffamiert.
Kein Wunder, dass das Vertrauen
junger Wähler in die Parteien sinkt.
Dabei zeigen Umfragen sogar, dass sich
Jugendliche wieder mehr für Politik
interessieren. Wer ihnen aber bedeutet,
dass Mitspracherecht in der verkruste-
ten Parteipolitik erst nach Dekaden
beginnt, muss sich über Nachwuchspro-
bleme nicht wundern.

Anstatt sich in internen Querelen und
in Vorbehalten gegenüber anderen
Parteien zu verstricken, sollte die Politik
die Jugend ernst nehmen. Mit ihnen
statt über sie reden. Dafür bedarf es der
richtigen Themensetzung: Altersvor-
sorge und Eigenheimfinanzierung ist für
die Jugend weit weg, sie müssen sich
mit dem Schulsystem und der Berufs-
ausbildung beschäftigen, mit der
verschmutzten Umwelt und dem
Klimawandel. Die Politik braucht neue
Impulse. Die sind bei einer Generation,
für die Digitalisierung, Offenheit und
Demokratie selbstverständlich sind,
eher zu finden als in alten Parteistruktu-
ren. Lasst sie laut sein – und hört ihnen
zu.

Lisa-Maria Röhling
über Jugend und Politik

lisa-maria.roehling@weser-kurier.de

Die Parteien haben
versäumt, den Nachwuchs

mitzunehmen.

Sicherheit braucht keine schärferen Gesetze

Am 26. Februar wurde durch Landes-
innenminister Boris Pistorius die
Kriminalitätsstatistik 2017 veröffent-

licht. Das ist sein Job. Doch sollte es nicht
auch sein Job sein zu wissen, was er noch
vor nicht einmal drei Monaten gesagt hat?
Offenbar gehört er zur Kaste der Politiker,
die nach dem Motto „Was kümmert mich
mein dummes Geschwätz von gestern“
leben. Denn in der Statistik war etwas
besonders Interessantes zu lesen: Die Zahl
der Wohnungseinbrüche sei um 17
Prozent zurückgegangen. Dabei hatte der
gleiche Minister Pistorius doch noch bei
der Vorstellung einer Entschließung zu
zukünftigen Maßnahmen der inneren

Sicherheit am 5. Februar 2017 im Nieder-
sächsischen Landtag diese unter anderem
damit begründet, dass sie durch eine
steigende Zahl von Wohnungseinbrüchen
notwendig werden. Woher hatte er wohl
diese, offensichtlich nicht auf der Realität
basierende Einschätzung?

Ansonsten gilt: Gesetzesverschärfungen
brauchen wir nicht. Wir leben in Nieder-
sachsen so sicher wie seit 35 Jahren nicht
mehr. Nicht nur, dass das Risiko, Opfer
einer Straftat zu werden, so gering ist wie
nie zuvor in diesem Zeitraum. Die Aufklä-
rungsquote bei Straftaten liegt mit 62,3
Prozent gut einen Punkt höher als im
Vorjahr und auf zweithöchstem Stand der
letzten zehn Jahre. Ein Dank an die gute
und aufopferungsvolle Arbeit der überlas-
teten Polizei, die Unmengen von Über-
stunden vor sich herschiebt. Daran
werden auch die von der Landesregierung
angedachten 3000 neuen Stellen wenig

ändern. Denn jedes Opfer einer Straftat ist
eines zu viel.

Hier aber bestätigt sich der Eindruck,
dass die angekündigte Schaffung von
Möglichkeiten wie elektronische Aufent-
haltsüberwachung, Onlinedurchsuchun-
gen (auch Staatstrojaner genannt) oder
Quellen-Telekommunikationsüberwa-
chung nicht der Kriminalitätsbekämpfung
dient, sondern der allgemeinen Überwa-
chung der Bevölkerung. Niemand kann
ausschließen, dass diese Maßnahmen
auch unbescholtene Bürger treffen. Das
nennt man wohl Kollateralschaden.

Begründet wurde dies übrigens mit der
angeblich steigenden Terrorgefahr. Und
damit wurde genau die Horrorvorstellung
genutzt, die das subjektive Unsicherheits-
gefühl verstärkt. Wobei sich dies nur zu
einem Teil durch diffuse Ängste darstellt.
Viel wichtiger dafür, sich sicher zu fühlen,
ist das direkte, tägliche Umfeld. Dafür

bräuchte es mehr Polizei auf der Straße.
Bei Tag und vor allem bei Nacht.

Aber vielleicht will man das ja gar nicht.
Unter dem Deckmantel der Sicherheit
lässt sich Freiheit leicht einschränken oder
abschaffen. Der Roman „1984“ von
George Orwell war keine Anleitung. Boris
Pistorius sollte endlich aufhören, die
Menschen für dumm zu verkaufen.

Thomas Ganskow
über die Kriminalitätsstatistik

Namentlich gekennzeichnete Kommentare geben
nicht unbedingt die Meinung der Redaktion wieder.

Unser Gastautor
ist stellvertretender Vorsitzen-
der der Piratenpartei Nieder-
sachsen. Der 50-jährige In-
dustriekaufmann führte bei
der Landtagswahl 2017 die
Liste der Piraten an.
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Belehrt

Das Landgericht Lüneburg hat eine
48-jährige Lehrerin aus Soltau für
schuldig befunden, sich ein falsches

Gesundheitszeugnis erschlichen zu haben,
um ihre Tochter für Dreharbeiten ins
Dschungel-Camp nach Australien zu
begleiten. Dabei fiel die Geldstrafe
geringer aus als in erster Instanz, aber das
spielt kaum eine Rolle. Wer sich krank-
schreiben lässt, wenn es zuvor mit dem
Sonderurlaub nicht geklappt hat, wirkt
unglaubwürdig. Ob die Beamtin am Ende
aus dem Dienst entfernt wird, darüber ent-
scheidet das Verwaltungsgericht zwar erst
im Juni, aber nach dem Urteil vom
Dienstag dürfte ihre berufliche Zukunft
verbaut sein.

Wenn sie tatsächlich unter einem
Burn-out gelitten hat, war der Aufenthalt
im sonnigen Australien sicher gut für sie.
In diesem Fall hätte sie sich aber nicht erst
wenige Tage vor Abflug krankschreiben
lassen und vor allem die Ärzte über die
bevorstehende Reise informieren sollen.
Den Urlaub im Nachhinein vor Gericht als
Therapie zu deklarieren, geht gar nicht.
Leidtragende waren am Ende die Schüler,
die mitten in der Abiturvorbereitung auf
ihre Lehrerin verzichten mussten. Pflicht-
bewusstsein sieht anders aus.

Bericht Seite 14
silke.looden@weser-kurier.de

Silke Looden
über das Lüneburger Urteil

Bewusst

Über die Vergabe von Bußgeldern
entscheiden in Bremen Richter und
Staatsanwälte – Menschen. Natürlich

spielen bei Entscheidungen, die Men-
schen treffen, auch ihre Vorlieben und
Interessen eine Rolle. Manchmal ganz
bewusst, manchmal auch nicht. Doch der
Faktor Mensch macht das ganze System,
das Gutes tun will, anfällig. So lange nicht
genau nachvollziehbar ist, und so lange es
keine objektiven Vorgaben dafür gibt, wer
warum welchen Betrag wem zukommen
lässt, besteht immer die Gefahr des
Amtsmissbrauchs. Die beiden Mitarbeiter
der Staatsanwaltschaft, deren Vergabe-
praxis nun überprüft wird, haben sich
nicht selbst bereichert. Sie haben aber –
möglicherweise – ihr Amt genutzt, um ihre
privaten Interessen zu unterstützen. Wenn
das dazu führt, dass nun im Justizressort
darüber nachgedacht wird, ob man die
Vergabe der Bußgelder neu regeln muss
und wie man das System weniger anfällig
für Missbrauch machen kann, ist das gut.
Wie immer die Entscheidung am Ende
auch ausfällt, ob man sich (ausnahms-
weise mal) an Hamburg orientiert oder
nicht: Was nicht passieren sollte, ist, dass
die Vereine, die die Bußgelder in vielen
Fällen dringend brauchen, darunter
leiden. Bericht Seite 9

nina.willborn@weser-kurier.de

Nina Willborn
über die Bußgeld-Vergabe

Der Tagesspiegel

Emder Zeitung

Rhein-Neckar-Zeitung

überDorothee Bär: „Vier Jahre ist Dorothee
Bär jetzt Parlamentarische Staatssekretärin
im Bundesministerium für Verkehr und di-
gitale Infrastruktur gewesenundmitverant-
wortlich dafür, dass Deutschland in Sachen
schnelles Netz abgehängt ist im internatio-
nalen Vergleich. Diese Löcher müssen erst
mal gestopft werden, bevor hier wie in Bärs
visionärer Vorstellung Flugtaxis abheben.
Und doch setzt Bär einen wichtigen Punkt:
Ohne solche Visionen wird sich Deutsch-
land nicht zum Neuland entwickeln.“

über Flix-Züge: „Will die Deutsche Bahn
weiter das Alpha-Tier der Branche bleiben,
muss sie handeln. Verspätungen und Wu-
cherpreise für einfache Fahrten sollten der
Vergangenheit angehören. Der giftgrüne
Neuling bietet Fahrten von Hamburg nach
Köln bereits ab neun Euro an. Zum Ver-
gleich: Bei der Deutschen Bahn zahlt der
Fahrgast im besten Fall einen Sparpreis von
19 Euro – und das nur, wenn er Wochen im
voraus bucht.

über Nordkorea: „Vieles spricht dafür, dass
Kim Jong Un tatsächlich zu ernsthaften Ge-
sprächen bereit ist. Der nordkoreanische
Diktator hat sich durch seinAtomprogramm
und die martialischen Kriegsdrohungen in
eine gute Verhandlungsposition gebracht.
Wenn er nun eine verlässliche Sicherheits-
garantie des Westens herausschlagen und
zudem die harschen Sanktionen gegen das
isolierte und bettelarme Land abmildern
könnte, hätte er alles erreicht, was er ver-
mutlich mit seinen nuklearen Ambitionen
bezweckt hat.“

KORREKTUR

In unserem Artikel „Bremen ist beliebt wie
nie“ in derDienstagsausgabehabenwir eine
Zahl falsch genannt. Richtig ist, dass Tages-
gäste jährlich etwa 1,3 Milliarden Euro in
Bremen ausgeben. WK


